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Politikverdrossenheit in der Wirtschaft
Die wirtschaftliche Entwicklung im Elbe-Weser-Raum befindet sich zum Jahresende 2023 wei-
ter auf Talfahrt. In der Industrie nimmt der Auftragsbestand ab, ebenso im Baugewerbe. Eine 
geringe Konsumneigung und gesunkene Umsätze treffen den Einzelhandel. Das Gastgewerbe 
rechnet mit steigenden Verkaufspreisen. Positive Signale kommen hingegen von den Kredit-
instituten.  
 
Branchenübergreifend gibt die Lageeinschätzung im Vergleich zum Vorquartal erneut nach, 
ist aber insgesamt noch zufriedenstellend. 20 Prozent (zuvor: 24 Prozent) bewerten ihre Ge-
schäftslage als gut. Ebenso viele nehmen eine gegenteilige Einschätzung vor. Sechs von zehn 
Unternehmen (zuvor: 55 Prozent) sprechen von einem saisonüblichen Quartalsverlauf. Posi-
tiv ist, dass die Mehrheit der Unternehmen (74 Prozent) trotz der schlechten wirtschaftlichen 
Entwicklung über eine unproblematische Finanzlage verfügt. 
 
Der Ausblick auf die kommenden Monate bleibt pessimistisch. Der Anteil derjenigen Unter-
nehmen, die von einer eher ungünstigeren Entwicklung ausgehen, fällt zwar leicht von 55 auf 
52 Prozent. Allerdings wird eine positivere Geschäftsentwicklung nur von fünf Prozent (zuvor: 
acht Prozent) erwartet.  
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Die Geschäftsrisiken aus Sicht der Betriebe zeigen die 
vielfachen Belastungsproben. Neben den Energie- 
und Rohstoffpreisen (64 Prozent) und dem Fachkräf-
temangel (62 Prozent) bereiten die wirtschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen (63 Prozent) den Unter-
nehmen große Sorgen. Sie kritisieren die 
überhasteten Entscheidungen der Politik, die oftmals 
ohne Konstanz sind. Dadurch wird den Betrieben 
nicht nur jegliche Planungssicherheit genommen, 
sondern auch Vertrauen verspielt. Zudem hemmen 
eine Vielzahl an bürokratischen Vorschriften, langwie-
rige Genehmigungsverfahren und ein reformbedürfti-
ges Steuersystem wirtschaftliches Handeln.  
 
Die Investitionsabsichten der Unternehmen nehmen 
zu. Während 33 Prozent (zuvor: 21 Prozent) ihre Ausga-
ben erhöhen wollen, planen wie im Vorquartal 36 Pro-
zent, ihre Investitionen zu verringern. In erster Linie 
werden mit den Investitionen Ersatzbedarfe realisiert.  
 
Im Elbe-Weser-Raum hat sich der Beschäftigungsauf-
bau der vergangenen Jahre fortgesetzt. wenngleich 
der Zuwachs im Jahr 2023 nur minimal ausgefallen ist. 
Zum Stichtag 30.06.2023 (neuere Zahlen liegen noch 
nicht vor) sind nach Angaben der Agentur für Arbeit 
259.380 Menschen einer sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung nachgegangen, 0,4 Prozent mehr 
als Ende Juni 2022. Zuwächse hat es im Elbe-Weser-
Raum insbesondere bei der Energie- und Wasserver-
sorgung sowie Entsorgungswirtschaft als auch bei 
den öffentlichen und privaten Dienstleistungen gege-
ben. Im verarbeitenden Gewerbe sowie im Transport-
gewerbe sind die Anzahl der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisse ungefähr auf 
dem Niveau des Vorjahres geblieben. Rückgänge hat 
es hingegen im Bereich der Unternehmensdienstleis-
tungen gegeben. 
 
Bei den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 
ist der Anstieg branchenübergreifend mit 2,1 Prozent 
stärker ausgefallen. Zum Stichtag 30.06.2023 bestan-
den 77.166 geringfügige Beschäftigungsverhältnisse. 
Vor allem der Bereich Verkehr und Lagerei sowie das 
Gastgewerbe konnten überdurchschnittlich zulegen. 
Trotz des Zuwachses liegt die Gesamtzahl aber weiter-
hin unter dem Vorkrisenniveau von 2019 (77.786). 
 
Auf dem Arbeitsmarkt machen sich immer mehr die 
vielfältigen Herausforderungen bemerkbar. Im Jahres-
durchschnitt 2023 waren im Elbe-Weser-Raum 21.320 

Personen arbeitslos gemeldet, rund 2.000 Menschen 
mehr als im Vorkrisenjahr 2019. Ferner haben die Be-
schäftigungspläne der Unternehmen deutlich abge-
nommen. Bei den regionalen Arbeitsagenturen sind 
zum Jahresende 2023 rund 6.500 offene Stellen ge-
meldet. Damit wird deutlich, dass zwar neues Perso-
nal gesucht wird, allerdings hat der Bestand nach ei-
nem Höchststand im Januar 2021 (ca. 9.100 offene 
Stellen) beständig abgenommen. 
 
Die Personalpläne der Unternehmen deuten nicht 
darauf hin, dass in den kommenden Monaten mit er-
heblichen Beschäftigungszuwächsen zu rechnen ist. 
In der aktuellen Situation halten sich die Betriebe bei 
den Einstellungen zurück. Wie im Vorquartal wollen 
knapp zwei Drittel ihren Personalbestand in den kom-
menden Monaten eher stabil halten.  
 
 
Industrie 
 
→ Im verarbeitenden Gewerbe ist die Mehrheit der 
Unternehmen mit dem IV. Quartal zufrieden (64 Pro-
zent; zuvor: 55 Prozent). Etwas mehr als jeder fünfte 
Betrieb bewertet seine Geschäftslage als gut, 15 Pro-
zent (zuvor: 22 Prozent) hingegen als schlecht.  
 
Die Auftragseingänge sind weiterhin rückläufig. Knapp 
vier von zehn Unternehmen haben Einbußen auf den 
Auslandsmärkten. Die Bestellungen aus dem Inland 
sind per Saldo ebenfalls rückläufig, allerdings nicht 
mehr so stark wie im Vorquartal.  
 
Der Auftragsbestand nimmt erneut ab, bleibt mehr-
heitlich aber noch auf einem ausreichenden Niveau. 
Bei knapp sechs von zehn Unternehmen ist dieser 
saisonüblich (58 Prozent; zuvor: 54 Prozent). Der Anteil 
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der Betriebe, die von einem verhältnismäßig hohen 
Bestand sprechen, geht erneut zurück (zwölf Prozent; 
zuvor: 14 Prozent). Demgegenüber beklagt fast jeder 
dritte Betrieb Prozent (30 Prozent; zuvor: 32 Prozent) 
einen zu kleinen Auftragsbestand. 
 
Die Erwartungshaltung des verarbeitenden Gewerbes 
ist weiterhin pessimistisch. Während zwölf Prozent 
(zuvor: elf Prozent) eine eher günstigere Geschäfts-
entwicklung erwarten, nehmen 48 Prozent (zuvor: 46 
Prozent) eine gegenteilige Einschätzung vor. Zwar ver-
bessert sich das erwartete Exportgeschäft, dennoch 
wird die künftige Umsatzentwicklung wird von den 
Betrieben unterm Strich negativ gesehen.  
 
Aus Sicht der Betriebe sind die Energie- und Rohstoff-
preise (68 Prozent) das größte Risiko für die künftige 
Geschäftsentwicklung, gefolgt vom Fachkräftemangel 
(65 Prozent) und den wirtschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen (63 Prozent). Die Unternehmen kritisie-
ren die Bürokratiebelastung und mangelnde Pla-
nungssicherheit aufgrund der politischen 
Entscheidungen. Darüber hinaus attestieren sie dem 
Standort Deutschland ein Kostenproblem.  
  
 
Baugewerbe 
 
→  Im Baugewerbe bleibt die Situation angespannt. 
Während 15 Prozent (zuvor: 23 Prozent) die Geschäfts-
lage als schlecht bewerten, nehmen 17 Prozent (zuvor: 
22 Prozent) eine gegenteilige Einschätzung vor. Zwei 
Drittel (zuvor: 55 Prozent) der Betriebe sprechen von 
einem befriedigenden Quartalsverlauf.  
 
Während die Auftragseingänge bei 19 Prozent (zuvor: 
neun Prozent) gestiegen sind, sind diese bei 34 Pro-

zent (zuvor: 68 Prozent) gefallen. 47 Prozent verzeich-
nen einen gleichbleibenden Auftragseingang. Der 
Auftragsbestand nimmt erneut ab. Während 38 Pro-
zent der Unternehmen (Vorjahr: 46 Prozent) eine 
Reichweite von vier und mehr Monate haben, beträgt 
diese bei einem Viertel (Vorjahr: 14 Prozent) lediglich 
einen Monat.  
 
Der Ausblick auf die kommenden Monate ist weiter-
hin pessimistisch. Nur wenige Unternehmen rechnen 
mit einer Verbesserung der künftigen Geschäftslage 
(zwei Prozent). Knapp sieben von zehn Betrieben ge-
hen hingegen von einer eher schlechteren Entwick-
lung aus. Die Rahmenbedingungen für den Haus- und 
Wohnungsbau bleiben ungünstig. Hohe Baukosten 
sowie ein höheres Zinsniveau belasten die Nachfrage 
nach Bauleistungen. Hinzu kommen fehlende Anreize, 
langwierige Genehmigungsverfahren sowie eine Woh-
nungsbaupolitik, die fortdauernd zu einer Verunsi-
cherung von Investoren und privaten Bauherren 
führt. 
 
 
Handel 
 
→ Eine geringe Konsumneigung und rückläufige Um-
sätze belasten den Einzelhandel. Die Ertragslage hat 
sich verschlechtert. Kein Betrieb des Facheinzelhan-
dels bewertet die gegenwärtige Geschäftslage als gut. 
Insgesamt spricht nur jeder zehnte Einzelhändler (zu-
vor: zwölf Prozent) von einer guten Lage, knapp jeder 
dritte (zuvor: 26 Prozent) ist hingegen unzufrieden.  
Der Groß- und Außenhandel kann bei seiner Lageein-

HANDEL

BAUWIRTSCHAFT Q4



www.ihk.de/stade/konjunktur

schätzung leicht zulegen. 27 Prozent (zuvor: 24 Pro-
zent) bewerten die gegenwärtige Situation als gut, 59 
Prozent sind zufrieden.  
 
Der Blick auf die kommenden Monate ist weder im 
Einzel- noch im Großhandel von Optimismus geprägt. 
Während zwei Drittel (zuvor: 55 Prozent) mit einem 
eher schlechteren Geschäftsverlauf rechnen, gehen 
34 Prozent von einer gleichbleibenden Entwicklung 
aus. Kaum ein Handelsbetrieb rechnet mit einer Ver-
besserung. 
 
Die Inflationsrate geht zwar zurück, aber noch immer 
halten sich Privatpersonen mit ihren Ausgaben zu-
rück. Unterm Strich rechnen die Einzelhändler mit fal-
lenden Umsätzen in den kommenden Monaten. Im 
Großhandel sind die Erwartungen bezüglich des künf-
tigen Beförderungsvolumens ebenfalls eher negativ. 
Das größte Risiko für die Geschäftsentwicklung sehen 
die Großhändler in den wirtschaftspolitischen Rah-
menbedingungen.  
 

 
Dienstleistung 
 
→ Positive Signale kommen von den Banken. Das 
Gastgewerbe ist mit dem Quartalsverlauf überwie-
gend zufrieden. Eher durchwachsen ist die Lage hin-
gegen im Verkehrsgewerbe sowie in der Medienwirt-
schaft und IT. Insgesamt nimmt die Lageeinschätzung 
im Dienstleistungssektor ab. 20 Prozent (zuvor: 31 Pro-
zent) der Betriebe bewerten ihre gegenwärtige Situa-
tion als gut, 26 Prozent (zuvor: 20 Prozent) sind unzu-
frieden.  
 

IHK Stade für den Elbe-Weser-Raum 

Am Schäferstieg 2  |  21680 Stade 

Telefon: 04141 524-0 

E-Mail: info@stade.ihk.de 

Internet: www.ihk.de/stade

Ihr Ansprechpartner bei der IHK Stade: 

Henrik Gerken 

Volkswirtschaft, Industrie, Wirtschaftspolitik 

Telefon: 04141 524-285  

E-Mail: henrik.gerken@stade.ihk.de
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Die Einschätzung für die kommenden Monate bleibt 
per Saldo negativ. Nur wenige Unternehmen (vier Pro-
zent) rechnen mit einer Verbesserung. Während 58 
Prozent (zuvor: 37 Prozent) von einer eher gleichblei-
benden Geschäftslage ausgehen, erwarten knapp vier 
von zehn Betriebe (zuvor: 57 Prozent) eine eher un-
günstigere Entwicklung.  
 
Sorgen bereiten den Dienstleistern der Fachkräfte-
mangel (69 Prozent), die Arbeitskosten (63 Prozent), 
die Energiepreise (64 Prozent) sowie die wirtschafts-
politischen Rahmenbedingungen (74 Prozent). Die 
Unternehmen kritisieren die unklare politische Ent-
wicklung.  
 
Die Seeschifffahrt ist seit Januar 2024 in den europäi-
schen CO2-Zertifikatehandel eingebunden. Das erhöht 
nicht nur die Transportkosten, sondern zwingt die Un-
ternehmen zu Investitionen in alternative Kraftstoffe. 
Im Straßengüterverkehr rechnen über 90 Prozent der 
Betriebe mit höheren Preisen für Beförderung und 
Logistik – nicht zuletzt aufgrund der Maut-Erhöhung. 
Hohe Arbeitskosten und die Umsatzsteueranhebung 
werden auch im Gastgewerbe zu steigenden Preisen 
führen.  
 


